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An die 

Vorsitzende des Rundfunkrats des Hessischen Rundfunks 

Bertramstraße 8 

66320 Frankfurt am Main 

 

per E-Mail an: beschwerden-rundfunkrat@hr.de 

 

Saarlouis, den 14. November 2025 

 

Programmbeschwerde gemäß § 21 HR-Gesetz zur „hessenschau“ vom 30. 

Oktober 2025 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Dangel,  

hiermit erhebe ich gemäß § 21 des Gesetzes über den Hessischen Rundfunk (HR-

Gesetz) eine Programmbeschwerde gegen die Anmoderation der hessenschau vom 30. 

Oktober 2025. In dieser Sendung wurde der Beitrag über den Bau von 

Windkraftanlagen im Reinhardswald mit den Worten eingeleitet: „Die Windräder im 

Reinhardswald: Jahrelang hat eine Allianz aus vorgeblichen Naturschützern, 

Kommunalpolitikern, Querdenkern und Rechtsextremen versucht, sie zu verhindern.“ 

Nach meiner Auffassung verstößt diese Formulierung gegen die Programmgrundsätze 

des Hessischen Rundfunks sowie gegen die Vorgaben des Medienstaatsvertrags. Der 

Hessische Rundfunk hat nach § 2 HR-Gesetz den Auftrag, als Medium und Faktor freier 

individueller und öffentlicher Meinungsbildung zu wirken und dabei einen umfassenden 

Überblick über das Geschehen in allen wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Nach 

§ 3 HR-Gesetz hat das Programm die Würde des Menschen zu achten, die sittlichen, 

religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen anderer zu respektieren und die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung zu fördern. Der Medienstaatsvertrag 

verpflichtet in § 6 Abs. 1 zudem zur Objektivität und Unparteilichkeit der 

Berichterstattung, zur Berücksichtigung der Meinungsvielfalt sowie zur 

Ausgewogenheit. 

Die beanstandete Anmoderation verletzt diese Grundsätze in mehrfacher Hinsicht. 

Zum einen ist die Formulierung unsachlich, da sie legitime gesellschaftliche Akteure 

wie Naturschutzverbände und Kommunalpolitiker pauschal mit Querdenkern und 

Rechtsextremen gleichsetzt. Damit wird der Eindruck erweckt, dass die genannten 
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Gruppen gleichermaßen illegitim oder extremistisch motiviert seien, was eine 

Verzerrung der Tatsachen darstellt und die freie Meinungsbildung der Zuschauer 

beeinträchtigt. Zum anderen wird durch die Verwendung des Begriffs „vorgebliche 

Naturschützer“ eine wertende Zuschreibung vorgenommen, die die Glaubwürdigkeit 

und Legitimität dieser Akteure in Frage stellt. Dies ist eine Meinungsäußerung, die im 

Rahmen einer Nachrichtensendung nicht als solche kenntlich gemacht wurde und 

damit die gebotene Trennung von Nachricht und Kommentar verletzt. 

Darüber hinaus liegt ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot und die Achtung 

der Menschenwürde vor. Die pauschale Gleichsetzung von anerkannten 

Naturschutzverbänden und demokratisch legitimierten Kommunalpolitikern mit 

extremistischen Strömungen stellt eine Diffamierung dar, die den Respekt gegenüber 

den weltanschaulichen Überzeugungen anderer vermissen lässt. Die Anmoderation 

nimmt weder Rücksicht auf die legitime Funktion von Opposition und Protest in einer 

Demokratie noch auf die Rolle kommunaler Mandatsträger als Teil der öffentlichen 

Willensbildung. Eine solche Pauschalisierung ist mit dem Respektgebot nicht 

vereinbar. 

Schließlich wird auch das Gebot der Ausgewogenheit verletzt, da die Anmoderation ein 

einseitiges Bild der Gegner des Windkraftprojekts vermittelt und legitime 

naturschutzfachliche sowie kommunalpolitische Argumente gegen den Bau der 

Windräder ausblendet. Eine ausgewogene Darstellung hätte die unterschiedlichen 

Motive differenziert benennen müssen, anstatt sie pauschal zu diskreditieren. Die freie 

Meinungsbildung setzt voraus, dass Rezipienten sachlich über legitime Argumente 

informiert werden und deutlich zwischen demokratischer Kritik und extremistischen 

Positionen unterscheiden können. 

Zusammenfassend überschreitet die beanstandete Anmoderation die Grenzen 

zulässiger journalistischer Zuspitzung. Sie ist unsachlich, diskriminierend und 

unausgewogen und verletzt damit die Programmgrundsätze des Hessischen Rundfunks 

sowie die gesetzlichen Vorgaben des Medienstaatsvertrags. Unter Anwendung des 

dargelegten Prüfungsmaßstabs erfüllt die Anmoderation die Anforderungen an 

Sachlichkeit, Trennung von Nachricht und Meinung, Ausgewogenheit und Achtung der 

Menschenwürde nicht. Sie ist geeignet, die freie Meinungsbildung zu beeinträchtigen, 

pauschal zu diskreditieren und legitime demokratische Kritik zu delegitimieren. Damit 

liegt ein hinreichender Verdacht eines Verstoßes gegen die einschlägigen 

Programmgrundsätze und gesetzlichen Vorgaben vor, der eine förmliche Befassung 

und Stellungnahme des Rundfunkrats erfordert. 

Ich bitte Sie daher, die Angelegenheit im Rundfunkrat zu prüfen, die Verantwortlichen 

zur Stellungnahme aufzufordern und mir eine schriftliche Antwort zukommen zu 

lassen. 

Saarlouis, den 14. November 2025 

 

 

 

Dr. Christoph Canne 
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